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1.) Dem gVWHUUHLFKLVFKHQ� 5XQGIXQN (ORF), Würzburggasse 30, 
1136 Wien (FN 71451 a, HG Wien), werden gemäß § 3 Abs 1 Z 1 ORF-
Gesetz (ORF-G, BGBl Nr. 379/1984 idF BGBl I Nr. 100/2002 iVm § 10 
Abs 1 Z 1 Privatradiogesetz (PrR-G), BGBl I Nr. 20/2001 idF BGBl I 
Nr.136/2001, iVm § 49 Abs 3a u 13 Telekommunikationsgesetz (TKG), 
BGBl Nr. 100/1997,� iVm § 133 Abs 1 Telekommunikationsgesetz 2003 
(TKG 2003), BGBl I Nr. 70/2003, die Übertragungskapazitäten 
3,16:$1*� �����0+]� XQG� 3,16:$1*������0+] zur Gewährleistung 
der Versorgung mit den ORF-Hörfunkprogrammen Ö1� und Ö2 (Radio 
Tirol) für die 'DXHU� YRQ ���-DKUHQ ab Rechtskraft dieses Bescheides 
zugeordnet. 

 
2.) Dem ORF wird gemäß § 68 Abs 1 iVm § 78 Abs 2 u 5 TKG iVm § 133 

Abs 1 TKG 2003 für die Dauer der aufrechten Frequenzzuteilung gemäß 
Spruchpunkt 1.) die Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb der in 
den technischen Anlageblättern beschriebenen Sendeanlagen zur 
Veranstaltung von Hörfunk erteilt. (Die beiliegenden Anlageblätter bilden 
einen Bestandteil des Spruchs dieses Bescheides). 

 
3.) Gemäß § 78 Abs 6 TKG iVm § 133 Abs 1 TKG 2003 gilt die Bewilligung 

gemäß Spruchpunkt 2.) bis zum Abschluss des 
Koordinierungsverfahrens mit der Auflage, dass sie nur zu 
Versuchszwecken ausgeübt werden darf und jederzeit widerrufen 
werden kann. 

 
4.) Gemäß § 78 Abs 6 TKG iVm § 133 Abs 1 TKG 2003 wird die Auflage 

erteilt, dass der Bewilligungsinhaber für den Fall von auftretenden 
Störungen, welche durch die Inbetriebnahme der Sendeanlage 
verursacht werden, geeignete Maßnahmen zu ergreifen hat, um diese 
Störungen umgehend zu beseitigen. 
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5.) Mit dem positiven Abschluss des Koordinierungsvefahrens erlöschen die Auflagen 
gemäß den Spruchpunkten 3.) und 4.). Mit dem negativen Abschluss des 
Koordinierungsverfahrens erlischt überdies die Bewilligung gemäß Spruchpunkt 2.). 

 
6.) Der am 5. Juni 2003 bei der KommAustria eingebrachte Einspruch der X GmbH 

gegen die vom ORF beantragte Zuordnung der in Spruchpunkt 1.) angeführten 
Übertragungskapazitäten zur Sicherstellung der Versorgung wird gemäß § 12 Abs 6 
PrR-G als unbegründet abgewiesen. 

 
 
 

,,��%HJU�QGXQJ�
 
Gang des Verfahrens: 
 
Mit Schreiben vom 25. März 2003, bei der KommAustria eingelangt am 31. März 2003, 
beantragte der Österreichische Rundfunk die Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb von 
Hörfunk-Sendeanlagen unter Zuordnung der Übertragungskapazitäten PINSWANG 
89,4 MHz, PINSWANG 96,3 MHz und PINSWANG 91,0 MHz in Tirol.  
 
Am 30. Mai 2003 veröffentlichte die KommAustria den Antrag des ORF auf Zuordnung der 
verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten auf ihrer Webpage www.rtr.at sowie in 
der „Wiener Zeitung“. 
 
Am 5. Juni 2003 langte ein Einspruch der X GmbH gegen die beantragte Zuordnung der 
verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten bei der KommAustria ein.  
 
Mit Schreiben vom 15. Juli 2003 und vom 18. Juli 2003 nahm der ORF zum Einspruch der X 
GmbH Stellung.  
 
Diese Stellungnahme des ORF wurden der X GmbH zur Stellungnahme binnen 14 Tagen 
übermittelt sowie diese vom Ergebnis des zwischenzeitig durchgeführten Beweisverfahrens 
in Kenntnis gesetzt. 
 
Eine Stellungnahme der X GmbH hierzu ist bis heute nicht bei der KommAustria eingelangt. 
 
Mit Schreiben vom 29. August 2003, eingelangt bei der KommAustria am 4. September 
2003, zog der ORF den obigen Antrag hinsichtlich der Übertragungskapazität PINSWANG 
96,3 MHz, unter Aufrechterhaltung des restlichen Antragesbegehrens hinsichtlich der 
Übertragungskapazitäten PINSWANG 89,4 MHz und PINSWANG 91,0 MHz zurück. 
 
Die KommAustria hat ein Ermittlungsverfahren durchgeführt, auf Grund dessen folgender 
entscheidungsrelevanter Sachverhalt feststeht:  
 
 
Sachverhalt: 
 
In seinem Antrag vom 25. März 2003, eingelangt am 31. März 2003, begehrte der ORF die 
Zuordnung der Übertragungskapazitäten PINSWANG 89,4 MHz, PINSWANG 91,0 MHz und 
PINSWANG 96,3 MHz in Tirol zur Sicherstellung der Versorgung mit seinen 
Hörfunkprogrammen Ö1, Ö2 (Radio Tirol) und Ö3.  
 
Am 30. Mai 2003 veröffentlichte die KommAustria den Antrag des ORF auf Zuordnung der 
drei verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten auf ihrer Webpage www.rtr.at 
sowie in der „Wiener Zeitung“. 
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Am 5. Juni 2003 langte ein Einspruch der X GmbH gegen die beantragte Zuordnung der 
verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten mit folgender Begründung bei der 
KommAustria ein: 
 
Ä,Q�GHQ�RELJHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHQ�EHVWHKW�EHUHLWV�HLQH�KHUYRUUDJHQGH� WHFKQLVFKH�9HUVRUJXQJ�PLW�
GHQ�+|UIXQNSURJUDPPHQ�GHV�25)�VRZLH�DXFK�PLW�SULYDWUHFKWOLFK�RUJDQLVLHUWHQ�9ROOSURJUDPPHQ�DXV�
gVWHUUHLFK�XQG�GHP�EHQDFKEDUWHQ�$XVODQG��
�
(LQH� PHKUIDFKH� 9HUVRUJXQJ� GHV� 9HUVRUJXQJVJHELHWHV� PLW� �EOLFKHQ� +|UIXQNSURJUDPPHQ� LVW� VRPLW�
EHUHLWV�EHVWHQV�JHZlKUOHLVWHW�XQG�HLQ�%HGDUI� I�U�HLQH� ]XVlW]OLFKH�9HUVRUJXQJ� �0HKUIDFKYHUVRUJXQJ��
PLW�EHUHLWV�YRUKDQGHQHQ�3URJUDPPHQ�RGHU�3URJUDPPJDWWXQJHQ�EHVWHKW�QLFKW��
�
'LH�;�*PE+�KLQJHJHQ�EHQ|WLJW�GLH�hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ� ]XU�9HUEUHLWXQJ� LKUHV�Y|OOLJ�QHXDUWLJHQ�
+|UIXQNSURJUDPPHV� Ä5DGLR� <³�� ZHOFKHV� LP� *HJHQVDW]� ]X� GHQ� �EOLFKHQ� $QJHERWHQ� HLQHQ�
9LHOIDOWVEHLWUDJ� GDUVWHOOW�� 'LH� =XZHLVXQJ� R�J�� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ� N|QQWH� GLH� WHFKQLVFKH�
5HLFKZHLWH� XQVHUHV� EHUHLWV� DP�6HQGHVWDQGRUW� =� YHUEUHLWHWHQ� 3URJUDPPV� ]X�*XQVWHQ� GHU� GULQJHQG�
HUIRUGHUOLFKHQ�2SWLPLHUXQJ�GHU�ZLUWVFKDIWOLFKHQ�7UDJIlKLJNHLW�HUKHEOLFK�YHUEHVVHUQ��
�
'LH� YHU|IIHQWOLFKWHQ�hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ�VROOHQ� GDEHL� ]XU�(UZHLWHUXQJ�GHV�EHUHLWV�EHVWHKHQGHQ�
6HQGHJHELHWHV�LQ�=�E]Z��GHV�YRQ�GHU�;�*PE+�EHDQVSUXFKWHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHV�$X�HUIHUQ�5HXWWH�
KHUDQJH]RJHQ� ZHUGHQ�� DOWHUQDWLY� ]XU� 6FKDIIXQJ� QHXHU� 9HUVRUJXQJVJHELHWH�� 'LH� MHZHLOV� WHFKQLVFK�
HUUHLFKEDUH� +|UHU]DKO� LVW� QDFK� XQVHUHQ� (UNHQQWQLVVHQ� JJIV�� DXVUHLFKHQG� I�U� GLH� 6FKDIIXQJ� HLQHV�
MHZHLOV�QHXHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHV�]XU�$XVVWUDKOXQJ�XQVHUHV�N�QIWLJHQ�3URJUDPPV�³�
 
 
Zu diesem Einspruch der X GmbH nahm der ORF mit Schreiben vom 15. Juli 2003 und vom 
18. Juli 2003 Stellung, wobei er im Wesentlichen vorbrachte, dass in dem durch die 
beantragten Übertragungskapazitäten zu versorgenden Bereich mangels entsprechender 
Reichweite der Sender EHRWALD 1 und REUTTE 1 tatsächlich keine Versorgung mit ORF-
Hörfunkprogrammen gegeben sei. Auch seien die verfahrensgegenständlichen 
Übertragungskapazitäten aus wirtschaftlicher Sicht nicht zur Schaffung eines neuen 
Versorgungsgebietes geeignet, der ORF aber benötige diese zur Sicherstellung seines 
Versorgungsauftrages. 
 
Mit Schreiben vom 15. Juli 2003 und vom 18. Juli 2003 nahm der ORF zum Einspruch der X 
GmbH Stellung. Dabei gab er im Wesentlichen an, dass entgegen dem 
Einspruchsvorbringen im Ortsgebiet von Unterpinswang, Oberpinswang, Brandstatt, Musau 
und Unterletzen sowie auf der B 314 zwischen Füssen und Reutte keine Versorgung mit 
ORF-Hörfunkprogrammen gegeben sei, da die notwendigen Mindestfeldstärken durch die 
Sender ERWALD 1 und REUTTE 1 nicht erreicht werden können. Zudem seien die 
beantragten Übertragungskapazitäten aus wirtschaftlicher Sicht nicht geeignet, ein neues 
Versorgungsgebiet zu schaffen. Der ORF benötige die gegenständlichen 
Übertragungskapazitäten jedoch zur Sicherstellung seines Versorgungsauftrages. 
 
Diese Stellungnahmen des ORF wurden der X GmbH zur Stellungnahme binnen 14 Tagen 
übermittelt sowie diese vom Ergebnis des zwischenzeitig durchgeführten Beweisverfahrens 
in Kenntnis gesetzt. Dabei wies die KommAustria die X GmbH darauf hin, dass vorbehaltlich 
einer Stellungnahme die Entscheidung auf Grund des ihr zur Kenntnis gebrachten 
Ergebnisses des Beweisverfahrens ergehen werde. 
 
Im Rahmen der vorgesehenen internationalen Koordinierung hat Deutschland einen 
Einspruch gegen die beantragte der Nutzung der Übertragungskapazität PINSWANG 
96,3 MHz erhoben und eine Einschränkung in Form eines Einzuges auf 8 dBW im Sektor 
280°-80° zum Schutz der Übertragungskapazität PFRONTEN 96,5 MHz (Deutschland) 
gefordert. Hinsichtlich der beiden übrigen Übertragungskapazitäten erfolgte eine 
Zustimmung Deutschlands. 
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Mit Schreiben vom 29. August 2003, eingelangt bei der KommAustria am 4. September 
2003, zog der ORF den Antrag hinsichtlich der Übertragungskapazität PINSWANG 
96,3 MHz, unter Aufrechterhaltung des restlichen Antragesbegehrens hinsichtlich der 
Übertragungskapazitäten PINSWANG 89,4 MHz und PINSWANG 91,0 MHz zurück. 
 
Im Bereich der Ortschaften Musau, Pflach, Oberletzen, Unterletzen, Unterpinswang, 
Oberpinswang und Archbachsiedlung ist durch die in Frage kommenden ORF-Sendeanlagen 
EHRWALD 1 und REUTTE 1 keine ausreichende Versorgung mit den ORF-
Hörfunkprogrammen Ö1, Ö2 (Radio Tirol) und Ö3 gegeben. Diese Versorgungslücken 
können hinsichtlich der Hörfunkprogramme Ö1 und Ö2 (Radio Tirol) mit den beantragten 
Übertragungskapazitäten geschlossen werden. 
 
Mit Ausnahme der – nunmehr von Antrag nicht mehr erfassten – Übertragungskapazität 
PINSWANG 96,3 MHz sind die verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten wie 
beantragt technisch realisierbar. Am geplanten Sendestandort betreibt der ORF bereits eine 
Sendeanlage, mit der die Fernsehprogramme ORF 1 und ORF 2 verbreitet werden. 
 
Mit den gegenständlichen Übertragungskapazität könnte jeweils ein Gebiet von ca 2000 
Einwohnern versorgt werden. 
 
Der X GmbH wurde mit Zulassungsbescheid [...] das Versorgungsgebiet „Z“ zugeordnet. 
Dieses Versorgungsgebiet hat keinerlei Berührungspunkte mit den von den 
Übertragungskapazitäten PINSWANG 89,4 MHz, PINSWANG 91,0 MHz und 
PINSWANG 96,3 MHz versorgten geografischen Bereichen und steht somit auch nicht in 
einem geografischen Naheverhältnis zu einem etwaigen Versorgungsgebiet „Pinswang“. Die 
X GmbH verfügt neben „Z“ über keine weiteren Versorgungsgebiete in Österreich, 
insbesondere wurde ihr im von der KommAustria durchgeführten Verfahren über die 
Erteilung einer Zulassung für ein Versorgungsgebiet „Außerfern/Reutte“, KOA 1.536/01-12, 
an dem sie als Partei beteiligt war, in erster Instanz keine Zulassung erteilt. Das Verfahren 
befindet sich derzeit im Berufungsstadium. 
 
Eine Stellungnahme der X G mbH zu dem ihr durch die KommAustria zur Kenntnis 
gebrachten Ergebnis der Beweisaufnahme liegt nicht vor. 
 
 
Beweiswürdigung: 
 
Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus dem Antragsvorbringen des ORF, dem 
Einspruchsvorbringen der X GmbH, dem Bescheid [...], betreffend die Zulassung der X G 
mbH zur Veranstaltung von Hörfunk (und das ihr zugeordnete Versorgungsgebiet), aus 
dem – nicht rechkräftigen – Zulassungsbescheid der KommAustria vom 18. Juni 2001, KOA 
1.536/01-12, betreffend das Versorgungsgebiet „Außerfern/Reutte“, weiters aus der 
Stellungnahme des Amtssachverständigen, KOA 1.800/03-15, den öffentlich zugänglichen 
Daten der Volkszählung 2001 auf Gemeindeebene, aus den Stellungnahmen des 
Österreichischen Rundfunks vom 15. Juli 2003 und 18. Juli 2003 sowie aus dem Schreiben 
des ORF vom 29. August 2003, eingelangt bei der KommAustria am 4. September 2003, mit 
dem dieser den verfahrenseinleitenden Antrag teilweise zurückzog. 
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Rechtlich folgt daraus: 
 
Die Zuordnung neuer Übertragungskapazitäten erfolgt nach den Kriterien des § 12 PrR-G. 
Dieser lautet:  
 
=XRUGQXQJ�QHXHU�hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ�
�
������������1RFK�QLFKW�]XJHRUGQHWH�hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ�NDQQ�GLH�5HJXOLHUXQJVEHK|UGH�
DXI� $QWUDJ� QDFK� 0D�JDEH� GHU� .ULWHULHQ� GHV� ����� XQG� XQWHU� %HU�FNVLFKWLJXQJ� GHU�
WRSRJUDSKLVFKHQ� 9HUKlOWQLVVH�� GHU� WHFKQLVFKHQ� *HJHEHQKHLWHQ� XQG� GHU� LQWHUQDWLRQDOHQ�
IHUQPHOGHUHFKWOLFKHQ� 9HUSIOLFKWXQJHQ� gVWHUUHLFKV�� GHP� gVWHUUHLFKLVFKHQ� 5XQGIXQN�� RGHU�
EHVWHKHQGHQ� 9HUVRUJXQJVJHELHWHQ� YRQ� +|UIXQNYHUDQVWDOWHUQ� ]XRUGQHQ� RGHU� I�U� GLH�
6FKDIIXQJ�HLQHV�QHXHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHV�KHUDQ]LHKHQ��
������'HP�gVWHUUHLFKLVFKHQ�5XQGIXQN�VLQG�]XVlW]OLFKH�hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ�]X]XRUGQHQ��
ZHQQ�GLHV� ]XU�6LFKHUVWHOOXQJ�GHU�9HUVRUJXQJ�PLW�3URJUDPPHQ�JHPl�������=���QRWZHQGLJ�
LVW��
������(LQ�$QWUDJ�JHPl��$EV����KDW�GLH�WHFKQLVFKHQ�3DUDPHWHU�� LQVEHVRQGHUH�GHQ�JHSODQWHQ�
6HQGHVWDQGRUW��GLH�JHSODQWH�)UHTXHQ]��GLH�6HQGHVWlUNH�XQG�GLH�$QWHQQHQFKDUDNWHULVWLN� I�U�
GLH� EHDEVLFKWLJWH� 1XW]XQJ� GHU� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlW� VRZLH� GLH� QDFKZHLVOLFK� I�U� GLH�
(UVWHOOXQJ�GHV�WHFKQLVFKHQ�.RQ]HSWV�DQJHIDOOHQHQ�$XIZHQGXQJHQ�]X�HQWKDOWHQ��%H]LHKW�VLFK�
GHU�$QWUDJ�DXI�6FKDIIXQJ�HLQHV�QHXHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHV��VR�KDW�GHU�$QWUDJ�JOHLFK]HLWLJ�
GLH�$QJDEHQ�JHPl������]X�HQWKDOWHQ��
������ (UZHLVW� VLFK� QDFK�3U�IXQJ� GXUFK� GLH�5HJXOLHUXQJVEHK|UGH� GLH� EHDQWUDJWH� =XRUGQXQJ�
YRQ� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ� RGHU� GLH� 6FKDIIXQJ� HLQHV� QHXHQ� 9HUVRUJXQJVJHELHWHV� DOV�
IHUQPHOGHWHFKQLVFK� UHDOLVLHUEDU�� VR� KDW� GLH� 5HJXOLHUXQJVEHK|UGH� XQWHU� %HU�FNVLFKWLJXQJ�
GDWHQVFKXW]UHFKWOLFKHU�%HVWLPPXQJHQ� GDV�$QWUDJVEHJHKUHQ� LQ� JHHLJQHWHU�:HLVH� |IIHQWOLFK�
EHNDQQW�]X�PDFKHQ��,Q�GHU�%HNDQQWPDFKXQJ�LVW�DXI�GLH�(LQVSUXFKVP|JOLFKNHLW�JHPl��$EV���
KLQ]XZHLVHQ��
������ :LUG� JHJHQ� GLH� EHDQWUDJWH� =XRUGQXQJ� RGHU� 6FKDIIXQJ� HLQHV� QHXHQ�
9HUVRUJXQJVJHELHWHV� LQQHUKDOE� YRQ� YLHU� :RFKHQ� DE� %HNDQQWPDFKXQJ� EHL� GHU�
5HJXOLHUXQJVEHK|UGH� HLQ� EHJU�QGHWHU� (LQVSUXFK� HUKREHQ�� KDW� GLH� 5HJXOLHUXQJVEHK|UGH�
XQWHU� GHU� 9RUDXVVHW]XQJ� GHU� IHUQPHOGHWHFKQLVFKHQ� 5HDOLVLHUEDUNHLW� GLH�
hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlW�JHPl�������DXV]XVFKUHLEHQ��:LUG�LQQHUKDOE�GHU�)ULVW�NHLQ�(LQVSUXFK�
HUKREHQ�� NDQQ� GLH� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlW� EHL� 9RUOLHJHQ� GHU� VRQVWLJHQ� 9RUDXVVHW]XQJHQ�
QDFK� GLHVHP� %XQGHVJHVHW]� GHP� $QWUDJVWHOOHU� ]XJHRUGQHW� ZHUGHQ� RGHU� EHL� 9RUOLHJHQ� GHU�
9RUDXVVHW]XQJHQ�QDFK�GLHVHP�%XQGHVJHVHW]�HLQH�=XODVVXQJ�HUWHLOW�ZHUGHQ��
������ (LQ� EHJU�QGHWHU� (LQVSUXFK� JHPl�� $EV��� OLHJW� GDQQ� YRU�� ZHQQ� LQ� QDFKYROO]LHKEDUHU�
:HLVH�EHKDXSWHW�ZLUG��GLH�hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlW�N|QQWH�
����� ]XU� 9HUEHVVHUXQJ� GHU� 9HUVRUJXQJ� LQ� HLQHP� DQGHUHQ� EHVWHKHQGHQ� 9HUVRUJXQJVJHELHW�
RGHU�
�����]XU�(UZHLWHUXQJ�HLQHV�EHVWHKHQGHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHV�RGHU�
�����]XU�6FKDIIXQJ�HLQHV�QHXHQ�9HUVRUJXQJVJHELHWHV�
KHUDQJH]RJHQ�ZHUGHQ��
������:LUG� GLH� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlW� HLQHU� 3HUVRQ� RGHU� 3HUVRQHQJHVHOOVFKDIW� ]XJHRUGQHW��
GLH�HUVW�DQOlVVOLFK�GHU�$XVVFKUHLEXQJ��������HLQHQ�$QWUDJ�HLQJHEUDFKW�KDW��VR�KDW�GLHVH�GHP�
XUVSU�QJOLFKHQ�$QWUDJVWHOOHU�JHPl��$EV���GLH�QDFKZHLVOLFK�DQJHIDOOHQHQ�$XIZHQGXQJHQ�I�U�
GLH�(UVWHOOXQJ�GHV�WHFKQLVFKHQ�.RQ]HSWV��GDV�DOV�*UXQGODJH�I�U�GLH�$XVVFKUHLEXQJ�JHGLHQW�
KDW��]X�HUVHW]HQ��
������ $QVSU�FKH� JHPl�� $EV��� VLQG� DXI� GHP� =LYLOUHFKWVZHJ� JHOWHQG� ]X� PDFKHQ�� 'LH�
5HJXOLHUXQJVEHK|UGH�NDQQ�LP�6WUHLWIDOO�XP�6FKOLFKWXQJ�HUVXFKW�ZHUGHQ��
 
Für die Zuteilung von Übertragungskapazitäten an den ORF sind weiters die Bestimmungen 
des § 10 Abs 1 Z 1 PrR-G sowie des § 3 des Bundesgesetzes über den Österreichischen 
Rundfunk (ORF-G) maßgeblich. 
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§ 10 Abs 1 Z 1 PrR-G lautet: 
 

�����������)UHTXHQ]]XRUGQXQJ�
 
  ������ ���� 'LH� 5HJXOLHUXQJVEHK|UGH� KDW� GLH� GUDKWORVHQ� WHUUHVWULVFKHQ�
hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ�QDFK�)UHTXHQ]�XQG�6WDQGRUW�GHP�gVWHUUHLFKLVFKHQ�5XQGIXQN�XQG�
GHQ�SULYDWHQ�+|UIXQNYHUDQVWDOWHUQ�XQWHU�%HU�FNVLFKWLJXQJ�GHU�WRSRJUDSKLVFKHQ�9HUKlOWQLVVH��
GHU� WHFKQLVFKHQ� *HJHEHQKHLWHQ� XQG� GHU� LQWHUQDWLRQDOHQ� IHUQPHOGHUHFKWOLFKHQ�
9HUSIOLFKWXQJHQ� gVWHUUHLFKV� QDFK� 0D�JDEH� XQG� LQ� GHU� 5HLKHQIROJH� IROJHQGHU� .ULWHULHQ�
]X]XRUGQHQ��
�����)�U�GHQ�gVWHUUHLFKLVFKHQ�5XQGIXQN� LVW�HLQH�9HUVRUJXQJ� LP�6LQQH�GHV�����5)*��%*%O��
1U������������PLW�K|FKVWHQV�YLHU�3URJUDPPHQ�GHV�+|UIXQNV�]X�JHZlKUOHLVWHQ��ZREHL�I�U�GDV�
YLHUWH� 3URJUDPP� GHU� 9HUVRUJXQJVJUDG� GHU� ]XP� %HWULHE� HLQHV� 5XQGIXQNHPSIDQJVJHUlWHV�
�+|UIXQN��EHUHFKWLJWHQ�%HZRKQHU�GHV�%XQGHVJHELHWHV�DXVUHLFKW��ZLH�HU�DP����0DL������ LQ�
MHGHP�%XQGHVODQG�EHVWHKW��
 
 
§ 3 ORF-G lautet: 
 

�����������9HUVRUJXQJVDXIWUDJ�
�
�����������'HU�gVWHUUHLFKLVFKH�5XQGIXQN�KDW�XQWHU�0LWZLUNXQJ�DOOHU�6WXGLRV�
������������� I�U� GUHL� |VWHUUHLFKZHLW� XQG� QHXQ� EXQGHVODQGZHLW� HPSIDQJEDUH� 3URJUDPPH� GHV�
+|UIXQNV�XQG�
������������I�U�]ZHL�|VWHUUHLFKZHLW�HPSIDQJEDUH�3URJUDPPH�GHV�)HUQVHKHQV�]X�VRUJHQ��
'HU� gVWHUUHLFKLVFKH� 5XQGIXQN� KDW� QDFK� 0D�JDEH� GHU� WHFKQLVFKHQ� (QWZLFNOXQJ� XQG� GHU�
ZLUWVFKDIWOLFKHQ� 7UDJEDUNHLW� GDI�U� ]X� VRUJHQ�� GDVV� LQ� %H]XJ� DXI� 3URJUDPP�� XQG�
(PSIDQJVTXDOLWlW� DOOH� ]XP� %HWULHE� HLQHV� 5XQGIXQNHPSIDQJVJHUlWHV� �+|UIXQN� XQG�
)HUQVHKHQ��EHUHFKWLJWHQ�%HZRKQHU�GHV�%XQGHVJHELHWHV�JOHLFKPl�LJ�XQG�VWlQGLJ�PLW�MHZHLOV�
HLQHP� EXQGHVODQGZHLW� XQG� ]ZHL� |VWHUUHLFKZHLW� HPSIDQJEDUHQ� 3URJUDPPHQ� GHV� +|UIXQNV�
XQG�]ZHL�|VWHUUHLFKZHLW�HPSIDQJEDUHQ�3URJUDPPHQ�GHV�
)HUQVHKHQV�YHUVRUJW�ZHUGHQ��
������ 'LH� QHXQ� EXQGHVODQGZHLW� HPSIDQJEDUHQ� 3URJUDPPH� GHV� +|UIXQNV� ZHUGHQ� YRQ� GHQ�
/DQGHVVWXGLRV�JHVWDOWHW��(LQ]HOQH�YRQ�GHQ�/DQGHVVWXGLRV�JHVWDOWHWH�+|UIXQNVHQGXQJHQ��DQ�
GHQHQ� HLQ� EHVRQGHUHV� |IIHQWOLFKHV� ,QIRUPDWLRQVLQWHUHVVH� EHVWHKW�� N|QQHQ� DXFK�
EXQGHVOlQGHU�EHUJUHLIHQG� DXVJHVWUDKOW�ZHUGHQ� �5LQJVHQGXQJHQ��� ,Q� GHQ�3URJUDPPHQ�GHV�
)HUQVHKHQV� VLQG� GXUFK� UHJHOPl�LJH� UHJLRQDOH� 6HQGXQJHQ� VRZLH� GXUFK� DQJHPHVVHQH�
$QWHLOH�DQ�GHQ�|VWHUUHLFKZHLWHQ�3URJUDPPHQ�GLH�,QWHUHVVHQ�GHU�/lQGHU�]X�EHU�FNVLFKWLJHQ��
'LH�%HLWUlJH�ZHUGHQ�YRQ�GHQ�/DQGHVGLUHNWRUHQ�IHVWJHOHJW��
������'LH�3URJUDPPH�QDFK�$EV����=���XQG���VLQG�MHGHQIDOOV�WHUUHVWULVFK�]X�YHUEUHLWHQ��)�U�GDV�
GULWWH� |VWHUUHLFKZHLW� HPSIDQJEDUH� LQ� VHLQHP� :RUWDQWHLO� �EHUZLHJHQG� IUHPGVSUDFKLJH�
+|UIXQNSURJUDPP�JLOW� DEZHLFKHQG� YRQ�$EV�� �� ]ZHLWHU�6DW]� MHQHU�9HUVRUJXQJVJUDG��ZLH� HU�
DP����0DL������I�U�GLHVHV�3URJUDPP�EHVWDQGHQ�KDW��
������ 1DFK� 0D�JDEH� GHU� WHFKQLVFKHQ� (QWZLFNOXQJ� XQG� 9HUI�JEDUNHLW� YRQ�
hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ��GHU�ZLUWVFKDIWOLFKHQ�7UDJEDUNHLW�VRZLH�QDFK�0D�JDEH�GHV�JHPl��
�����GHV�3ULYDWIHUQVHKJHVHW]HV��%*%O�,�1U�����������HUVWHOOWHQ�'LJLWDOLVLHUXQJVNRQ]HSWHV�KDW�
GHU� gVWHUUHLFKLVFKH� 5XQGIXQN� GDI�U� ]X� VRUJHQ�� GDVV� GLH� 3URJUDPPH� JHPl�� $EV��� XQWHU�
1XW]XQJ� GLJLWDOHU� 7HFKQRORJLH� WHUUHVWULVFK� YHUEUHLWHW� ZHUGHQ�� 'LH� $XVVWUDKOXQJ� YRQ�
3URJUDPPHQ� �EHU� 6DWHOOLW� KDW� QDFK� 0D�JDEH� GHU� WHFKQLVFKHQ� (QWZLFNOXQJ� XQG� GHU�
ZLUWVFKDIWOLFKHQ�7UDJEDUNHLW�XQWHU�1XW]XQJ�GLJLWDOHU�7HFKQRORJLHQ�]X�HUIROJHQ��
������=XP�9HUVRUJXQJVDXIWUDJ�JHK|UW�DXFK�GLH�9HUDQVWDOWXQJ�YRQ�PLW�5XQGIXQNSURJUDPPHQ�
QDFK� $EV��� LQ� =XVDPPHQKDQJ� VWHKHQGHQ�2QOLQH�'LHQVWHQ� XQG� 7HOHWH[W�� GLH� GHU� (UI�OOXQJ�
GHV� 3URJUDPPDXIWUDJV� ������ GLHQHQ�� 'LH� ZHLWHUHQ� $QIRUGHUXQJHQ� DQ� GHUDUWLJH� 2QOLQH�
'LHQVWH�XQG�7HOHWH[W�EHVWLPPHQ�VLFK�QDFK�������



 7

������'HU�gVWHUUHLFKLVFKH�5XQGIXQN�NDQQ�]XGHP�QDFK�0D�JDEH�GHU�WHFKQLVFKHQ�(QWZLFNOXQJ�
XQG�GHU�ZLUWVFKDIWOLFKHQ�7UDJEDUNHLW�VRZLH�QDFK�0D�JDEH�DX�HUKDOE�GHV�8.:�%HUHLFKV�]XU�
9HUI�JXQJ� VWHKHQGHU� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ� HLQ� +|UIXQNSURJUDPP� XQG� HLQHQ�
DXVUHLFKHQGHQ�2QOLQH�'LHQVW������$EV���=����I�U�gVWHUUHLFKHU�LP�$XVODQG�XQG�]XU�'DUVWHOOXQJ�
gVWHUUHLFKV�LQ�GHU�:HOW�JHVWDOWHQ��$XVODQGVGLHQVW��XQG�YHUEUHLWHQ��
������'HU�gVWHUUHLFKLVFKH�5XQGIXQN�NDQQ�QDFK�0D�JDEH�IHUQPHOGHUHFKWOLFKHU�%HZLOOLJXQJHQ�
XQWHU� 1XW]XQJ� YRQ� LP� 0LWWHOZHOOHQ�%HUHLFK� ]XU� 9HUI�JXQJ� VWHKHQGHQ�
hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ�HLQ�+|UIXQNSURJUDPP�JHVWDOWHQ�XQG�YHUEUHLWHQ��
 
 
Stellt ein Hörfunkveranstalter oder der ORF einen Antrag auf Zuordnung einer nicht 
ausgeschriebenen Übertragungskapazität, so kann ihm diese nach den von § 12 PrR-G 
aufgestellten Kriterien zugeteilt werden. Dabei ist der Antrag – wenn er sich als 
fernmeldetechnisch realisierbar erweist – gemäß § 12 Abs 4 PrR-G durch die KommAustria 
zu veröffentlichen. Wird binnen der Veröffentlichungsfrist von vier Wochen ein begründeter 
Einspruch erhoben, so ist weiter mit öffentlicher Ausschreibung der beantragten 
Übertragungskapazität vorzugehen. Wird dagegen während der Veröffentlichungsfrist kein 
Einspruch erhoben – oder erweist sich dieser nach Prüfung der KommAustria als 
unbegründet –, so kann die beantragte Übertragungskapazität bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen dem ursprünglichen Antragsteller zugeordnet werden (§ 12 Abs 5 PrR-G). 
 
Eine Verpflichtung zur Ausschreibung der betreffenden Übertragungskapazität vermag somit 
nur ein begründeter Einspruch auszulösen. Ein solcher liegt gemäß § 12 Abs 6 PrR-G jedoch 
nur dann vor, wenn in nachvollziehbarer Weise behauptet wird, die Übertragungskapazität 
könnte zur Verbesserung der Versorgung in einem anderen bestehenden Versorgungsgebiet 
oder zur Erweiterung eines bestehenden Versorgungsgebietes oder zur Schaffung eines 
neuen Versorgungsgebietes herangezogen werden. 
 
Der von der Radio Starlet Programm- und Werbegesellschaft mbH erhobene Einspruch 
gegen die Zuordnung der verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten wurde zwar 
rechtzeitig eingebracht, doch vermag er aus den nachstehenden Gründen nicht die von § 12 
Abs 6 PrR-G geforderten Voraussetzungen zu erfüllen: 
 
Die im Einspruch der Radio Starlet Programm- und Werbegesellschaft mbH aufgestellte 
Behauptung, die verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten würden von ihr zur 
Erweiterung des ihr zugeordneten Versorgungsgebietes „Z“ oder des von ihr beanspruchten 
Versorgungsgebietes „Außerfern/Reutte“ bzw alternativ zur Schaffung neuer 
Versorgungsgebiete benötigt, um die wirtschaftliche Tragfähigkeit ihres Hörfunkprogrammes 
„Y“ zu optimieren, kann von der KommAustria nicht nachvollzogen werden. 
 
Einerseits kommt eine Erweiterung des der X GmbH zugeordneten Versorgungsgebietes „Z“ 
nicht in Betracht, da die erforderliche geografische Nähe zu dem von den 
verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten abgedeckten Versorgungsbereich 
nicht gegeben ist (eine Erweiterung des Versorgungsgebietes „Außerfern/Reutte“ scheidet 
schon deswegen aus, weil dieses der X GmbH nicht zugeordnet wurde). 
 
Andererseits kann auch der von der X GmbH weiters vorgebrachten Ansicht, die mit den 
verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten erzielbare „technisch erreichbare 
Hörerzahl“ sei „ggfs ausreichend“ für die Schaffung eines neuen Versorgungsgebietes, nicht 
gefolgt werden. 
 
Ein Versorgungsgebiet, wie es sich durch die verfahrensgegenständlichen 
Übertragungskapazitäten jeweils ergeben würde, ist mit seiner besonders geringen 
technischen Reichweite von rund 2000 Personen derart kleinräumig, dass dort das Betreiben 
eines Radios, sogar dann, wenn sich dieses auf die Errichtung und den Betrieb einer 
Sendeanlage reduziert, im Rahmen eines eigenständigen Versorgungsgebietes schlichtweg 
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als unwirtschaftlich zu beurteilen ist. Nähere Ausführungen zu diesem Punkt, die eine andere 
Beurteilung der Wirtschaftlichkeit des Radiobetriebs zuließen, wurden von der X GmbH nicht 
gemacht. Auch aus frequenzökonomischer Sicht sind die verfahrensgegenständlichen 
Übertragungskapazitäten als für die Schaffung eines eigenständigen Versorgungsgebietes 
nicht geeignet zu beurteilen. 
 
Das auf die Erweiterung eines bestehenden Versorgungsgebietes, alternativ auf die 
Schaffung neuer Versorgungsgebiete abzielende Einspruchsvorbringen kann aus den 
angeführten Gründen von der KommAustria nicht nachvollzogen werden. Daran vermag 
auch die von der X GmbH in den ersten Sätzen ihrer Einspruchsbegründung geäußerte 
Meinung, der ORF benötige die verfahrensgegenständlichen Übertragungskapazitäten nicht 
zur Versorgung mit seinen Hörfunkprogrammen, da im betreffenden Bereich bereits eine 
hervorragende technische Versorgung mit diesen Hörfunkprogrammen bestehe, nichts zu 
ändern, da dies im Rahmen der Würdigung des Einspruches gemäß § 12 Abs 5 und 6 PrR-G 
nicht zu prüfen war. 
 
Zudem umfasst der vom ORF gemäß § 10 Abs 1 Z 1 PrR-G iVm § 3 ORF-G zu erfüllende 
Versorgungsauftrag umfasst grundsätzlich das gesamte Bundesgebiet und verpflichtet den 
ORF dazu, nach Maßgabe der technischen Entwicklung und der wirtschaftlichen Tragbarkeit 
dafür zu sorgen, dass in Bezug auf Programm- und Empfangsqualität alle zum Betrieb eines 
Rundfunkempfangsgerätes (Hörfunk und Fernsehen) berechtigten Bewohner des 
Bundesgebietes gleichmäßig und ständig mit jeweils einem bundeslandweit und zwei 
österreichweit empfangbaren Programmen des Hörfunks und zwei österreichweit 
empfangbaren Programmen des Fernsehens versorgt werden. Dies gilt auch für den Bereich 
von Pinswang und den umliegenden Gemeinden. Dass in diesem Gebiet die vom ORF 
behaupteten Versorgungslücken vorliegen, steht zweifelsfrei fest und konnte durch das 
Vorbringen der X GmbH nicht widerlegt werden.  
 
Die X G mbH hat somit weder in ihrem Einspruch noch in weiteren Eingaben in 
nachvollziehbarer Weise behauptet, die verfahrensgegenständlichen 
Übertragungskapazitäten könnten entweder zur Verbesserung der Versorgung in ihrem 
bestehenden Versorgungsgebiet oder zur Erweiterung ihres bestehenden 
Versorgungsgebietes oder zur Schaffung eines neuen Versorgungsgebietes herangezogen 
werden. Der von ihr eingebrachte Einspruch erfüllt somit nicht die Voraussetzungen des § 12 
Abs 6 PrR-G und ist daher als nicht begründet im Sinne dieser Gesetzesstelle zu beurteilen. 
 
Folglich vermag er auch nicht die in § 12 Abs 5 PrR-G für begründete Einsprüche 
angeordneten verfahrensrechtlichen Wirkungen zu erzielen. Vielmehr konnten die vom ORF 
beantragten Übertragungskapazitäten diesem gemäß § 12 Abs 5 PrR-G letzter Satz 
zugeordnet werden. Gleichzeitig war der Einspruch der X GmbH vom 5. Juni 2003 als 
unbegründet abzuweisen. 
 
Da der verfahrenseinleitende Antrag hinsichtlich der Übertragungskapazität PINSWANG 
96,3 MHz mit Schreiben vom 29. August 2003, eingelangt bei der KommAustria am 
4. September 2003, zurückgezogen wurde, handelt es sich nunmehr um die beiden 
Übertragungskapazitäten PINSWANG 89,4 MHz (Ö1) und PINSWANG 91,0 MHz (Ö2 – 
Radio Tirol). 
 
Die technische Prüfung des Antrages hat ergeben, dass die beantragten technischen 
Parameter noch nicht entsprechend dem Genfer Plan 1984 koordiniert sind. Daher musste 
von der Behörde ein Koordinierungsverfahren eingeleitet werden. Allerdings sind auf Grund 
der Zustimmung Deutschlands zu den im Spruch angeführten Übertragungskapazitäten im 
bereits abgeschlossenen Befragungsverfahren weitere Einsprüche nunmehr nicht mehr zu 
erwarten, sodass mit Abschluss des Anmeldeverfahrens auch der positive Abschluss des 
internationalen Koordinierungsverfahrens zu erwarten ist. Da jedoch dieses endgültige 
Ergebnis des Koordinierungsverfahrens noch ausständig ist, kann derzeit nur ein 



 9

Versuchsbetrieb bis auf Widerruf bzw. bis zum Abschluss des Koordinierungsverfahrens 
bewilligt werden.  
 
Mit der Abschluss des Anmeldeverfahrens fallen die Einschränkung der Bewilligung auf 
Versuchszwecke sowie die Auflage gemäß Spruchpunkt 4.) weg. Im Falle eines negativen 
Abschlusses des Koordinierungsverfahrens – etwa auf Grund eines Einspruchs durch einen 
ITU-Mitgliedstaat – erlischt die Bewilligung. 
 
Gemäß § 78 Abs 6 TKG iVm § 133 Abs 1 TKG 2003 kann die Behörde mit Bedingungen und 
Auflagen Verpflichtungen, deren Einhaltung nach den Umständen des Falles für den Schutz 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen, zur Vermeidung von Sachschäden, zur 
Einhaltung internationaler Verpflichtungen, zur Sicherung des ungestörten Betriebes anderer 
Fernmeldeanlagen oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Belangen geboten 
erscheint, auferlegen.  
 
Von dieser Möglichkeit hat die Behörde hinsichtlich des noch zu führenden internationalen 
Koordinierungsverfahrens Gebrauch gemacht.  
 
Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
 
 
 

,,,��5HFKWVPLWWHOEHOHKUXQJ�
 
Gegen diesen Bescheid steht den Parteien dieses Verfahrens das Rechtsmittel der Berufung 
offen. Die Berufung ist binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, 
telegraphisch, fernschriftlich, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in 
jeder anderen technisch möglichen Weise bei der Behörde, die diesen Bescheid erlassen 
hat, einzubringen. Die Berufung hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, zu bezeichnen 
und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. Für den Berufungsantrag ist gemäß 
§ 14 TP 6 Gebührengesetz 1957 idF BGBl. I Nr. 84/2002 eine Gebühr von 13 Euro zu 
entrichten. Die Gebührenschuld entsteht gemäß § 11 Abs 1 Gebührengesetz 1957 erst in 
dem Zeitpunkt, in dem die abschließende Erledigung über die Berufung zugestellt wird. 
 
 
 

Wien, am 5. September 2003 
 

.RPPXQLNDWLRQVEHK|UGH�$XVWULD��.RPP$XVWULD��
 
 
 
 

Mag. Michael Ogris 
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%HLODJH���]X�.2$�������������

 

1 Name der Funkstelle 3,16:$1*
2 Standort

3 Lizenzinhaber 25)
4 Senderbetreiber 25)
5 Sendefrequenz in MHz �����
6 Programmname gVWHUUHLFK��
7 Geographische Koordinaten (Länge und Breite) ���(����� ��1����� :*6��
8 Seehöhe (Höhe über NN) in m ���
9 Höhe des Antennenschwerpunktes in m über Grund ��
10 Senderausgangsleistung in dBW ����
11 Maximale Strahlungsleistung (ERP) in dBW (total) ����
12 gerichtete Antenne? (D/ND) '
13 Erhebungswinkel in Grad �����
14 Vertikale Halbwertsbreite in Grad +/- ��������
15 Polarisation 9
16 Strahlungsdiagramm bei Richtantenne (ERP)

Grad
� ��� ��� ��� ��� ���

 dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad 	 � 
�� ��� ��� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� ���� ����� � 	 � ��
��

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� ����� ����� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� � 	 � ��
�� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� ����� ����� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����

17 Gerätetype ���������������� "!#�#%$

18 Datum der Inbetriebnahme

19 RDS - PI Code Land Bereich Programm

gem. EN 50067 Annex D &('�)%* � '�)�* ��� '�)�*
20 Technische Bedingungen für: Monoaussendungen: ITU-R BS.450-2 Abschnitt 1

Stereoaussendungen: ITU-R BS.450-2 Abschnitt 2.2
Mono- und Stereoaussendungen: ITU-R BS.412-9  Abschnitt: 2.5
RDS - Zusatzsignale: EN 50067

21 Art der Programmzubringung Ehrwald 1 - Zugspitze, 91,6 MHz
(bei Ballempfang Muttersender und Frequenz)

22 Versuchsbetrieb gem. Nr. S 15.14 der VO-Funk O      ja O     nein Zutreffendes ankreuzen

23 Bemerkungen
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%HLODJH���]X�.2$�������������

 

1 Name der Funkstelle 3,16:$1*
2 Standort

3 Lizenzinhaber 25)
4 Senderbetreiber 25)
5 Sendefrequenz in MHz �����
6 Programmname 5DGLR�7LURO
7 Geographische Koordinaten (Länge und Breite) ���(����� ��1����� :*6��
8 Seehöhe (Höhe über NN) in m ���
9 Höhe des Antennenschwerpunktes in m über Grund ��
10 Senderausgangsleistung in dBW ����
11 Maximale Strahlungsleistung (ERP) in dBW (total) ����
12 gerichtete Antenne? (D/ND) '
13 Erhebungswinkel in Grad �����
14 Vertikale Halbwertsbreite in Grad +/- ��������
15 Polarisation 9
16 Strahlungsdiagramm bei Richtantenne (ERP)

Grad
� ��� ��� ��� ��� ���

 dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad 	 � 
�� ��� ��� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� ���� ����� � 	 � ��
��

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� ����� ����� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� � 	 � ��
�� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����
Grad

����� ����� ����� ����� ����� �����

dBW H
dBW V ���� ���� ���� ���� ���� ����

17 Gerätetype ���������������� "!#�#%$

18 Datum der Inbetriebnahme

19 RDS - PI Code Land Bereich Programm

gem. EN 50067 Annex D &('�)%* &+'�)%* � &('�)�*
20 Technische Bedingungen für: Monoaussendungen: ITU-R BS.450-2 Abschnitt 1

Stereoaussendungen: ITU-R BS.450-2 Abschnitt 2.2
Mono- und Stereoaussendungen: ITU-R BS.412-9  Abschnitt: 2.5
RDS - Zusatzsignale: EN 50067

21 Art der Programmzubringung Ehrwald 1 - Zugspitze, 95,3 MHz
(bei Ballempfang Muttersender und Frequenz)

22 Versuchsbetrieb gem. Nr. S 15.14 der VO-Funk O      ja O     nein Zutreffendes ankreuzen

23 Bemerkungen


